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Kirchenrechtliche Bedingungen 

für den pastoralen Wiedereinsatz von M.issbrauchstätern 

im Gebiet der Deutschen Bischofskonferenz 

Abstract 

Ein Vergleich der DBK-,,Leitlinien" seit 2002 

1111d der aktuellen Interventionsordnung von 2020/22 

Bernhard Sven Anuth 

Lange haben Bischöfe weggeschaut und/oder aktiv vertuscht, wenn Priester Minde.rjäh­
rige sexuell missbrauchten. Oft wurden Täter nur versetzt, ohne dass ihre Vorgeschichte 
am neuen Einsatzort bekannt war. Seit 2002 sahen die DBK-,,Leitlin ien" zum Umgang 
mit sexuellem Missbrauch Beschränkungen für den erneuten Seelsorgeeinsatz straffällig 
gewordener Kleriker vor, die aktuelle Interventionsordnung der DBK schließt sogar 
jedweden Wiedereinsatz vernrteilter Täter in der Seelsorge aus. Der Beitrag zeichnet die 
Entwicklung der einschlägigen partikularkirchlichen Bestimmungen nach, analysiert 
ihre Konsequenzen für den Seelsorgeeinsatz verurteilter Missbrauchstäter und würdigt 
die aktuelle Rechtslage kritisch. 

lm Frühjahr und Sommer 2022 sorgten Berichte über den pastorale11 \1/iedereinsatz von 
Missbrauchstätern im Bistum Trier für Aufsehen. Joumalist:innen der ZEIT-Beilage 
„Christ & Welt" konnten nachweisen: Unter der Verantwortung des früheren Trierer 
Bischofs Marx und seines Nachfolgers Bischof Ackermann (von Febrnar 2010 bis Sep­
tember 2022 zugleich Missbrauchsbeauftragter der Deutschen Bischofskonferenz 
[DBK] 

1
) , waren mehrere wegen Sexualstraftaten vernrteilte Priester in die Kranken-

Vgl. DBK, Pressemeldung Nr. 072 v. 12.5.2022. URL: https://www.dbk.de/presse/aktucl­
les/meldung/vcrantworrung-fuer-thematik-dcs-scxuellen-missbrauchs-im-kirchlichen-bereich­
wird-auf-breitere-personelle-basis-gcstellt [ eingesehen am: 25.2.2023]. 
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Verabschiedung der Leitlinien „Zum Vorgehen bei sexuellem Missbrauch Minder­

jähriger durch Geistliche im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz" am 26. Sep­

tember 2002 (Leitlinien/2002) und ihrer anschließenden Inkraftsetzung in den deutschen 

(Erz-)Diözesen6 hätten die deutschen Bischöfe diese Praxis so allerdings nicht mehr 

fortsetzen dürfen. Denn die damaligen Leitlinien sahen wie ihre Folgefassungen von 

2010 und 2013 für straffällig gewordene Kleriker Beschränkungen des Wiederein­

satzes vor.
7 

Und die 2020 an die Stelle der Leitlinien getretene Interventionsordnung 

der DBK
8 

schließt den Wiedereinsatz verurteilter Täter in der Pastoral sogar gänzlich 
aus. 

6 

8 

Betreffende ist stabilisiert.• Dann wurde überlegt: Wo kann er wieder eingesetzt werden? Da 
war eine erste Stufe, dass er in einem Bereich eingesetzt wurde, wo er nichts mit Kindern 
und Jugendlichen zu tun hatte, etwa in einem Schwesternhaus. In der Regel wurde der De­
chant infonniert oder eine andere Vertrauensperson. damit auch sie einen Blick auf ihn hatte 
in dem neuen Bereich. [ ... ] lrgendwann wurde nach meist längerer Zeit der Therapeut ge­
fragt, ob es jetzt wohl wieder möglich wäre, den Priester in der norn1alcn Pfarrseelsorge ein­
zusetzen", so der damals pcrsonalverantwortliche THISSEN, in: HAVERKAMP, Thisscn (wie 
Anm.4),S. 12. 

Vgl. z.B. in: ABI. Köln 143 (2003), S. 27-29. Zur Frage der Inkraftsetzung der „Leitlinien" 
als Diözesangesetz am Beispiel der Leitlinien/2013 (DBK, Leitlinien für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutzbefohlener durch Kleriker, 
Ordensangehörige und andere Mitarbei1erinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz., 26.8.20 13. in: AfkKR 182 [2013), S. 529-529; auch in: Sekretariat der 
DBK [Hrsg.), Aufklärung und Vorbeugung - Dokumente zum Umgang mit sexuellem 
Missbrauch im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz. 31.3.2014, Bonn ½O 14 [=Ar­
beitshilfen; 246]. S. 16-33) vgl. ausführlich H.ALLERMANN. Heribert, Kunst kommt von 
Können. Betrachtungen zur Gesetzgebungskunst am Beispiel der Leitlinien zum Umgang 
mit sexuellem Missbrauch im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz, in: AfkKR 182 
(2013), S. 386-425; hier S. 409-413 bzw. für die Leitlinien/20 10 (DBK, Leitlinien für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger durch Kleriker, Ordensangehörige und 
andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz, 
23.8.2010, in: Alk KR 169 [2010], S. 562-569) HALLERMANN. Heribert, Zwischen Anzeige 
und Strafprozess. Die „vorprozessuale" Phase nach den Leitlinien der DBK, in: Ders.; Mc­
ckcl, Thomas: Pfannkuche. Sabrina; u. a. (Hrsg.). Der Strafanspruch der Kirche in Fällen 
von sexuellem Missbrauch. Würzburg 2012 (= Würzburger Theologie: 9), S. 137-184; hier 
s. 149-155. 

Vgl. DBK .. Leitli.nien/2002 (wie Anm. 6), Nr. 12; DBK, Leiilinien/2010 (wie Anm. 6), 
Nr. 42-45 bzw. DBK, Lcitlinien/2013 (wie Anm. 6). Nr. 48-51. 

Vgl. Erzbischof von Köln. Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minder­
jähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Be­
schäftigte im kirchlichen Dienst (Interventionsordnung), in: ABI. Köln 160 (2020), S. 5-11, 
Nr. 51-53 bzw. ders .. Änderung der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjiihr:iger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst (Interventionsordnung), in: ABI. Köln 162 (2022), 
S. 126-132. Nr. 51-53. 
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Im folgenden wird zunächst in zwei Schritten die Entwicklung dieser partikularkirchli­

chen Vorgaben zur weiteren Verwendung von Missbrauchstiilem9 in der Seelsorge 

seit 2002 nachgezeichnet. Vor diesem Hintergrund werden Konsequenzen der jüngsten 

Rechtsentwicklung aufgezeigt und kurz mit den unterschiedlichen Möglichkeiten einer 

Anordnung bzw. Verfügung von Berufsverboten nach staatlichem Recht verglichen. 

Abschließend wird die von den deutschen Diözesanbischöfen mit der aktuellen Inter­

ventionsordnung geschaffene Rechtslage kritisch gewürdigt. 

1 Vorgaben zum Wiedereinsatz von Missbrauchstätern nach . .. 

1. l •.. den DBK-,,L citlinien" von 2002 

Schon seit Inkrafttreten des CIC/ 1983 hätten die verantwortlichen Diözesanbischöfe 

nicht nur aus moralischen, sondern auch aus rechtlichen Gründen jedem Anfangsver­

d:icht eines sexuellen Missbrauchs Minderjähriger durch Kleriker aktiv nachgehen müs-

9 Die BcgrifTe „Täter"/,,Missbrauchstäter" werden hier und im Felgenden bewusst nicht ge­
genden, weil zum einen auch die alauellc DBK-( lntcrventions-)Ordnung von 2020/22 (wie 
Anm. 8) konsequent nur von „Tätern„ spricht und weil zum anderen - und wichtiger - durch 
die Verwendung inklusiver Sprache vorliegend vcrschleien würde, dass in der katholischen 
Kirche weit übenviegcnd Priester, also Männer, Missbrauchst.'itcr waren und sind. Insofern 
konsequent hat auch die DBK in der sog. MHG-Studie nur den sexuellen Missbrauch Min­
derjähriger durch katholische Priester, Diakone und männliche Ordensangehörige untersu­
chen lassen (vgl. DREOING, Harald u. a .. Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch ka­
tholische Priester. Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bi­
schof~konfcrenz, Mannheim/Heidelberg/Gießen 2018. URL: https:l/www.zi-mannheim.de/ 
filcadmin/user_upload/downloads/forscbung/forschungsvcrbuende/MHG-Studie-gesamt.pdf 
[eingesehen am: 25.2.2023]. Zu weiteren institutionellen Spezifika sexuellen Missbrauchs in 
der katholischen Kirche vgl. DREßll'\G, Harald u. a .. Sexueller Missbrauch von Minderjähri­
gen im Verantwonungsbereich der katholischen Kirche: Institutionelle Spezifikn, in: Fort­
schrille der Neurologie - Psychiatrie 89 (2021 ), S. 97-102, sowie zu entsprechenden Konse­
quenzen für die Aufarbeitung etwa SALIZE, Hans-Joachim; DREßll'<G. Harald, Von der wis­
senschaftlichen Aufklärung zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs. Die ~lHG-Srudic 
und ihre Rezeptionen, in: Bahne, Thomas (Hrsg.), Verletzbarkeit des Humanen. Sexualisier­
te Gewalt an Minderjährigen im interdisziplinären Diskurs, Regensburg 2021, S. 172-188. 
Zu Frauen als Missbrauchstäterinnen vgl. grundlegend KAVEMANN, Barbara, Frauen und 
Mädchen als Opfer und Täterinnen von sexuellem Missbrauch. in: Fegen. Jörg M.; Wolff. 
Mcchthild (Hrsg.), Kompendium „Sexueller Missbrauch in Institutionen'·. Entstehungsbe­
dingungen. Pravemion und Intervention. Weinheim u. a. 2015, S. 285-294; hier S. 288. 
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sen ( c. 1717 CIC), haben dies aber in der Regel nicht getan 10 und oft sogar versucht, die 
Aufklärung entsprechender Taten zu be- oder sogar zu verhindern: \Veil es sich bei den 
Tätern meist um Priester handelte, sollten aus Rücksicht auf den Ruf der Kirche Skan­
dale vermieden werden. 11 Erst 2001 hat Papst Johannes Paul II. auf dieses Bischofsver­
sagen (und womöglich auf den sich abzeichnenden Skandal im US-amerikanischen 
Erzbistum Boston 12

) reagiert, den Diözesanbischöfen die Zuständigkeit für die Verfol­
gung u. a. von sexuellem Missbrauch entzogen und sie verpflichtet, künftig jeden we­
nigstens wahrscheinlichen Verdacht der Kongregation für die Glaubenslehre zu mel­
den. 

13 
Vor diesem Hintergnmd hat die DBK-Vollversammlung 2002 erstmals die o. g. 

,,Leitlinien" beschlossen, die für eine \Veiterverwcndung von Missbrauchstätern vorsa­
hen: ,,Geistliche, die sich des sexuellen Missbrauchs Minderjähriger schuldig gemacht 
haben, werden nach Verbüßung ihrer Strafe nicht mehr in Bereichen eingesetzt, die sie 
mit Kindern und Jugendlichen in Verbindung bringen."14 

10 Vgl. z. 8. COl\·1MISSION OF INVESTIGATION. Report into the Catholic Archdiocese of 
Dublin [ .. Mu.rphy-Report"], July 2009. URL: https://www.gov.ie/en/publication/ 13804-
report-by-commission-of-investigation-into-catholic-arcl1d.iocese-of-dublin/ [ eingesehen am: 
25.2.2023], S. 57f., Nr. 4.3: ,.In practice, it appears to the Commission that • .,that, for a sig­
nificant part ofthc period covered by tbe Commission, canon law was used selectively when 
dealing with offending clcrgy, to the bencfit of the cleric and tbe consequent disadvantage 
ofhis victims. The Conunission has not cncountered a case where canon law was invoked as 
a means of doingjustice to victims." 

11 
Vgl. LODECKE, Missbrauch (wie Anm. 4), S. 37. der mit DOYLE, Thomas P., Canon Law 
and thc Clergy Sex Abuse Crisis. The Failure from Above, in: Plante, Thomas G. (Hrsg.), 
Sin against thc lrmocents. Sexual Abuse by Pricsts and the Rolc of the Catholic Church, 
Westport; London 2004 (= Psychology, religion, and spirituality), S. 25-3 7; hier S. 31 f. zu­
dem darauf hinweist, dass Missbrauchsfälle insgesamt zu selten dokumentiert und vorhan­
dene Akten „meist klagesicher im bischöflichen Geheimarchiv" verschlossen wurden. Zu­
dem hätten Bischöfe überlegt, einschlägiges Material durch Verbringung auf diplomatisch 
,,immunes Nu.miaturtcrrain" vor dem Zugriff staatlicher Em1ittlungsbehörden zu schützen; 
vgl. BURKETT, Elinor; BRUNI. Frank, Das Buch der Schande. Kinder, sexueller Mißbrauch 
und die katholische Kirche, Wien; München 1995, S. 215; L vrroN, Timothy D., Holding 
Bishops Accountable. How Lawsuits Helped the Catholic Church Confront Clcrgy Sexual 
Abuse, Cambridge. Mass. 2008, S. 148. Vgl. für weitere konkrete Beispiele zur Rechtspra­
xis im Umgang mit Missbrauchstätern z. B. T APSELL, Kieran, Potiphar·s Wife. The Vati­
can 's Secret and Child Sexual Abuse, Adelaide 2014, S. 207-227. 

11 
Vgl. die mit dem Pulitzer-Preis ausgezeichnete Boston Globe-Berichterstallung: THE lN­
VESTIGATIVE STAFF OF THE BOSTON CLOBE, Betrayal. Thc Crisis in the Catholic Church. 
The Findings of thc !Jivestigation that 1nspired the Major Motion Picturc Spotlig!tr, Updated 
edition, London 2016 und PODLES, Sacrilcgc (wie Anm. 5), S. 144-155 sowie schon Lü­
DECKE, Missbrauch (wie Anm. 4), S. 36. 

13 Vgl. PAPST JOHA..'\'NES PAUL II.. Motu proprio „Sacramentorum sanctitatis tutela". 
30.4.2001, in: AAS 93 (2001 ), S. 73 7-739 sowie die damit promulgierten, allerdings nie 
amtlich publizierten „Nom1ac de gravioribus dclictis", später allerdings abgedruckt z.B. in: 
AfKKR 171 (2002), S. 458-466. 

1
• DBK, leitlinien/2002 (wie Anm. 6), Nr. 12. 
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Mit dieser Verwendungsbeschränkung signalisierten die deutschen Bischöfe einerseits, 
dass aus dem pastoralen (Wieder-)Einsatz eines Missbrauchstäters eine (erneute) Gefahr 
fü.r Minderjährige folgen kann. Andererseits war die Formulierung nicht geeignet, eine 

effektive und einheitliche Praxis in den deutschen (Erz-)Diözcscn zu gewährle isten: 

• Schon der Begriff „Geistlicher" ist kirchenrechtlich unbestimmt. In der deutschen 
Strafprozessordnung bezeichnet er neben Klerikern auch pastorale Mitarbeiter:innen 
ohne \Veihe1>; Diözesanbischöfe haben ihn bei ihrer Umsetzung der Leitlinien aber 
als Synonym für „Kleriker" verstanden und verwendet.16 

Zudem beschränkten sich die Leitlinien/2002 auf solche „Geistlichen", die wegen 
Missbrauchs eine (kirchlich oder staatlich verhängte) Strafe verbüßen mussten, also 

als einschlägig verurteilt galten.17 \Vo mithin ein Täter für eine von ihm ggf. sogar 
eingestandene Tat nach staatlichem und/oder kirchlichem Recht nicht mehr bestraft 
werden konnte, weil diese z. B. verjährt war18, durften Diözesanbischöfe ihn nach 

den Leitlinien/2002 weiter uneingeschränkt in der Pastoral verwenden, etwa auch 
wieder zum kanonischen Pfarrer ernennen und sogar als Jugendseelsorger einset­
zen.19 

,s Vgl. SEELEMANN, Ulrich, Der Begriff des Geistlichen im Strafprozeßrecht, in: ZevKR 49 
(2004), S. 639-644 sowie DE WALL, Heinrich, Der Schut7. des Seelsorgegeheimnisses (nicht 
nur) im Strafverfahren, in: NJW 60 (2007), S. 1856-1859. 

16 Vgl. z. B. Erzbischof von Köln, Ausführungsbestimmungen für das Erzbistum Köln zu den 
Leitlinien bei sexuellem Missbrauch Minderjähriger durch Geistliche im Bereich der Deut­
schen Bischofskonferenz, 17.1.2003, in: ABI. Köln 143 (2003), S. 29, der explizit „Geistli­
che und Laien im Pastoralen Dienst" unterscheidet (2.). 

17 Nach§ 410 StPO steht ein Strafbefehl, gegen den „nicht rechtzeitig Einspruch erhoben wor­
den ist, [ ... ] einem rechtskräftigen Urteil gleich." Ähnlich kann auch kirchenrechtlich eine 
Strafe gleichrangig mit einem Gerichtsurteil „durch ein außergerichtliches Dekret verhängt 
oder festgestellt werden", wann immer „gerechte Gründe der Durchführung eines gerichtli­
chen Verfahrens entgegensiehcn'' (c. 1342 § 1 CIC). Vgl. hier.tU etwa EASTON, Frederick 
C., The Development of CIC Canon 1342 § 1 and its impact upon the use of the extra­
judicial pcnal process, in: StCan 48 (2014), S. 129-149. 

18 Erst seit Inkrafttreten der von Papst Benedikt XVJ. am 21.5.2010 approbierten Neufassung 
der Normae de graviorihus delictis (vgl. LEVADA, Will iam Kard., Rescriptum ex audientia 
Ss.mi v. 21.5.2010, in: AAS 102 [201 O], S. 419) konnte die Kongregation und kann heute 
entsprechend das Dikasterium für die Glaubenslehre von der Verjährung derogieren und 
damit die strafrechtliche Verfolgung von Taten em1öglichcn. die nach rechtssiaatlichen 
Prinzipien nicht mehr zu verfolgen wären: Vgl. CONGREGATIO J>RO DOCTRINA FIDEi, Nor­
mae de gravioribus delictis, in: AAS 102 (2010), S. 419-430, Art. 7 sowie aktuell DIES., 
Nonne sui delitti riservati alla Congregazionc per la Dottrina della Fedc, in: OR 161 (2021 ), 
Nr. 279 v. 7.12.2021 , 6, Art. 8 § 3. 

19 Nur bei Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes von „Geistlichen, die sich des sexuellen 
Missbrauchs Minderjähriger schuldig gemacht haben", sollte nach den DBK, Leitli­
nien/2002 (wie Anm. 6), Nr. 15 unabhängig von einer zuvor verbüßten Strafe „der neue 
Dienstgeber oder kirchliche Obere, in dessen Bereich er [= der Täter, B. A.] sich künftig 
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• Und selbst für den Umgang mit staatlich und/oder kirchlich verurteilten Tätern war 
ein einheitlicher und transparenter Umgang nicht gew!ihrleistet: Die Auskunft, sol­
che Täter würden „nicht mehr in Bereichen eingesetzt, die sie mit Kindern und Ju­
gendlicrnen in Verbindung bringen"20

, konnte von den Diöz:esanbischöfen w1ter­
schiedlich interpretiert und umgesetzt werden: Die einen konnten sich verpflichtet 
sehen, einem Täter keinerlei Aufgabe mehr zu übertragen. die ihn in irgendeiner 
Weise mit Minderjährigen in Kontakt bringen konme, was jeden Wiedereinsatz in 
der pfarrlichen und/oder kategorialen Pastoral ausschloss. Andere dagegen konnten 
durch die aktivische Formuljerung ( .. Bereiche .. . , die ... in Verbindung bringen") 

für einen verurteilte11 Täter nur solche Aufgaben ausgeschlösseri sehen, die direkt 
auf Kinder und Jugendliche bezogen sind wie etwa als Jugend- oder Schulseelsor­
ger; als Pfam•ikar oder Krankenhausseelsorger hingegen kornnten Täter dann mit 
entsprechenden Auflagen (keine Kinder- und Jugendarbeit. kein Religionsunter­
richt, .... ) wieder eingesetzt werden. Die solchermaßen auslegungsofTcnen Leitli­
nien/2002 lassen realistisch erwarten, dass bis zu ihrer Überarbeitung 2010 in deut­
schen (Erz-)Diözcsen auch verurteilte Missbrauchstäter nach Vcrbüßung ihrer Strafe 
durchaus viclfiiltig eingesetzt wurden. 

Das ist umso bedenklicher, als keine wirksame Kontrolle der auferlef,oten Maßnahmen 
und Auflagen vorgesehen war. Tätern wurde lediglich die „daueirhafle Verpflichtung" 
auferlegt, .,mit dem Beauftragten in der Diözese im Gespräch zu bleiben"; mit ihm seien 
,.flankierende Maßnahmen" für die „weitere Lebensführung und Beschtiftigung [des 
Täters] zu vereinbaren", einschließlich dessen "ständige[r] Begleitung (geistliche Be­
gleitung, therapeutische Begleitung. Einbindung in ein Netzwerk)".21 Ob und ggf. wel­
che Interventionsmöglichkeiten der .,Beauftragte in der Diözese" hatte, wenn Täter ihrer 
o. g. Verpfüchtung zum regelmäßigen Gespräch nicht nachkamen oder „vereinbarte" 
Auflagen nicht einhielten. blieb offen. Bei Versetzungen galt zw.ar eine „umfängliche 
lnformationi·· als erforderlich; tatsächlich genügte es bei Versetzung oder Wohnsitz­
wechsel eines Täters aber. den neuen Dienstgeber oder kirchlichen Oberen am künfti­
gen Aufenthaltsort „über die besondere Problematik in Kenntnis" z:u setzen.22 

aufnält. über die besondere Problematik [sie!] in Kenntnis gesetzt" werden. Wer dafür ver­
antwortlich war. blieb in den Leitlinien/2002 offen. 

:o DBK. Leiilinien/2002 (wie Anm. 6), Nr. 12. Das „und'' zwischen „Kindern 1111d Jugendli­
chen" iSt dabei wohl i. S. v ... und /oder" zu verstehen und nicht als logischer Junktor ge­
meint. der nur einen Einsatz mit Kindern 1111d Jugendlichen zugleich ausschlösse. Sprachlich 
eindeutiger wäre gleichwohl das eindeutig disjunktive „oder · gewesen. 

21 DBK. Leitlinien/2002 (wie Anm. 6), Nr. 12. 

u Ebd., Nr. 15. 
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1.2 ... den DBK-,,Leitlinien" von 2010 

Die vom Ständigen Rat der DBK am 23. August 2010 beschlossene Neufassung der 
DBK-Lcitlinien23

, die von den einzelnen Diözesanbischöfen danach förmlich in Kraft 
gesetzt oder zumindest zur Gnmdlage ihres weiteren Vorgehens gemacht wurde24, for­
mulierte im Hinblick auf den Umgang mit Missbrauchstätern neu: Gegen alle „im kirch­
lichen Dienst Tätige(n], die Minderjährige sexuell missbraucht haben", sei „im Ein­
klang mit den jeweiligen staatlichen und kirchlichen dienst- oder arbeitsrechtlichen Re­
gelungen"25 vorzugehen. Die betreffenden Personen sollten auch nicht mehr „in der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im kirchlichen Bereich eingesetzt"26 werden. Wo 
Missbrauchstäter weiterhin im kirchlichen Dienst blieben, musste nun „ein forensisch­
psychiatrisches Gutachten eingeholt [werden], das konkrete Angaben darüber enthalten 
soll, ob und ggf. wie der Täter so eingesetzt werden kann. dass es nicht zu einer Gefähr­
dung von Minderjährigen kommt. Täter, bei denen eine behandelbare psychische Stö­
rung vorliegt, sollen sich einer Therapie unterziehen."27 

Die Leitlinien/2002 ern1öglichten es implizit und ohne weitere Bedingungen, verurteilte 
Täter für Seelsorgeaufgaben zu verwenden, die sie zwar nicht direkt „mü Kindern und 
Jugendlichen in Verbindung'· brachten, einen Ko1ltakt zu ihnen aber auch nicht aus­
schlossen. Daraus wurde in der Folgefassung eine explizite und bedingte, nämlich von 
einer obligatorischen Begutachtung unterstützte Option des Diözesanbischofs. Lhn 
machten die Lcitlinicn/2010 zugleich erstmals persönlich dafür verantwortlich, dass alle 
von ihm verfügten Auflagen und sonstigen Beschränkungen eingehalten würden; aus­
drücklich galt dies auch für ggf. schon im Ruhestand befindliche Täter.28 

, . 
• , Vgl. diesbezüglich DBK. Pressemeldung Nr. 132c v. 31.8.2010. URL: https://www. 

dbk.dc/ti lcadmin/rcdaktion/divcrsc _ downloads/pressc/2010- l 32c-Statcment%20Langcndoer­
fer.pdf [eingesehen am: 25.2.2023). HALLERMANN. Anzeige (wie Anm. 6), S. 148 datien 
den Beschluss des Stiindigen Rates irrtümlich auf den 31.8.2010. 

2
• Zum Rechtscharakter der Leitlinien/2010 und den Konsequenzen der diesbezüglichen diö-

zesanen Gesetzgebung vgl. HALLERMANN, Anzeige (wie Anm. 6), S. 149-155. 
25 DBK, Leitlinien/2010 (wie Anm. 6), Nr. 41. 
26 Ebd .. Nr. 42. 
27 Ebd., Nr. 43. Vgl. bezüglich des für einen Verbleib im kirchlichen Dienst erforderlichen 

Gutachtens aus kanonistischer Sicht k.Titisch: LAPPEN. Friedolf. Das forensisch­
psychiatrische Gutachten als Grundlage der weiteren Einsatzplanung nach Missbrauchsvor­
würfen. Bruch der Trennung zwischen/orum extern um und forum in1ern11111, in: A fkK.R 183 
(2014), s. 106-122. 

2
~ Vgl. cbd .. Nr. 45. 
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1.3 .. . den DBK-,,Leitlinien" von 2013 

In den 2013 erneut revidierten DBK-Leitlinien29 hielten die deutschen Diözesanbischöfe 
daran fest, gegen Missbrauchstäter im kirchlichen Dienst nach den einschlägigen staat­
lichen und kirchlichen Bestimmungen vorzugehen, bezogen dies nun aber erstmals nicht 

mehr nur auf sexuelle Gewalt gegen Minderjährige, sondern auch gegen erwachsene 
Schutzbefohlcnc.30 Dementsprechend galt seither: ,,Die betreffende Person wird nicht in 
der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen im kirchli­

chen Bereich eingesetzt."31 Die Verpflichtung, ein „forensisch-psychiatrisches Gutach­
ten zur Risikoabschätzung" einzuholen, bestand nach den Leitlinien/2013 zudem unab­
hängig von einem weiteren Verbleib des Täters im kirchlichen Dienst.32 Die Rückkehr 
eines Klerikers auch in den sonstigen pastoralen Dienst war ,,- unter Beachtung der 

gegen ihn verhängten Strafen - auszuschließen, wenn dieser Dienst eine Gefahr für 
Minderjährige oder erwachsene Schutzbefohlene darstellt oder ein Ärgernis hervor­
ruft."33 Ausdrücklich konnte Klerikern ein Wiedereinsatz in der Pastoral auch dann 

verwehrt werden, wenn ihre konkrete Tat verjährt war.34 

Die von den Leitlinien/2010 erstmals eingeführte und als persönliche Pflicht dem Diö­
zesanbischof zugewiesene Aufgabe, für die Einhalnmg etwaiger Auflagen und Be­
schränkungen von Missbrauchstätern zu sorgcn35

, obliegt seit 2013 allgemeiner dem 

,,Ordinarius".36 Damit ist der Diözesanbischof zwar nicht aus seiner amtlichen Letztver­
antwoi1llng entlassen, die gegenständliche Aufsichtsfunktion aber nicht mehr ausdrück-

29 Vgl. DBK. Leitlinien/2013 (wie Anm. 6). 

;o Vgl. cbd, Nr. 47: ,,Gegen im ki rchlichen Dienst Tätige, die Minderjährige oder erwachsene 
Schutzbefohlene sexuell missbraucht haben, wird im Einklang mit den jeweiligen staatli­
chen und kirchlichen dienst- oder arbeiLSrechtlichen Regelungen vorgegangen." 

31 Ebd., Nr. 48. Zur Bedeutung der Konjunktion „und•' bei der ausgeschlossenen Arbeit „mit 
Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen" vgl. bereiLS o. Anm. 20. 

32 Vgl. ebd .. Nr. 49: .,Über die betrcflcndc Person wird ein forensisch-psychiatrisches Gutach­
ten zur Risikoabschätzung eingeholt. Täter, bei denen eine behandelbare psychische Störung 
vorliegt, sollen sich einer Therapie umerziehen." Nach den DßK, Lcitlinien/2010 (wie 
Anm. 6), Nr. 43 war ein Gutachten ausdrücklich nur vorgesehen, ,,[s]oweit die betreffende 
Person im kirchlichen Dienst verbleibt" (vgl. o. Anm. 27). 

33 OBK, Lcitlinien/2013 (wie Anm. 6), Nr. 50 Satz 1. 
34 Vgl. ebd., Satz 2. Einen etwaigen Wiedereinsatz von nichtgcwcihtcn pastoralen Mitarbei­

ter:innen, die Minderjährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen sexuelle Gewalt angetan 
haben. thematisierten die Leitlinien/2013 nicht. 

3S 

36 

Vgl. DBK, Leitlinien/2010 (wie Anm. 6), Nr. 45. 

DBK, Leitlinien/2013 (wie Anm. 6), Nr. 51 . Diese Bestimmung gilt bis heute unverändert 
fort, vgl. DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), Nr. 51 und DBK-lntcrvcntionsordnung/2022 
(wie Anm. 8), Nr. 51. 
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lieh „Chefsache", sondern fortan an den Generalvikar oder einen seiner Bischofsvikare 

dclcgicrbar (c. 134 § 1 CIC). 

1.4 Zwischenfazit 

\Vas einen möglichen Wiedereinsatz von insbesondere klerikalen Missbrauchstätern in 
der Seelsorge betrifft. haben sich die Vorgaben der DBK-Leitlinien von 2002.2010 und 
2013 durchaus bemerkenswert entwickelt: 

• Nach den Leitlinicn/2002 waren - wie dargestellt - zunächst alle Tätigkeiten ver­
urteilter Täter ausgeschlossen, die sie je nach Auslegung als solche „in Verbindung 

mit Kindern und Jugendlichen bringen" oder auch nur bringen konnten. Waren 
Taten verjährt oder aus anderen Gründen strafrechtlich nicht geahndet worden, 

war nach den damaligen Leitlinien die Verwendung eines Täters gar nicht 
beschriinkt. 

• 2010 schlossen die Leitlinien dann unabhängig von einer etwaigen Verurteilung alle 
,,im kirchlichen Dienst Tätige[n], die Minderjährige sexuell missbraucht baben"37

, 

von „der Arbeit mit Kindern und Jugendlieben im kirchlichen Bereich"3 aus. Der 
\1/iedereinsatz von Missbrauchstätern in der sonstigen Seelsorge war nun explizit 
möglich, der Entscheidung des Diözesanbischofs allerdings eine verpflichtende Be­
gutachtung des Täters hinsichtlich des von ihm grundsätzlich und in unterschiedli­
chen Einsatzvarianten ausgehenden Gefährdungspotenzials vorgeschaltet. Wo im­
mer eine Scelsorgetätigkeit keine Arbeit mit Kindern und Jugendlichen beinhaltete, 
sondern den Täter nur mittelbar in Kontakt zu ihnen brachte und das eingeholte 

Gutachten seine geplante Verwendung nicht ausschloss, konnte der Diözesanbischof 
ihn leitlinienkonfonn einsetzen. 

• Die Leitlinien/2013 wurden zumindest in Bezug auf KJerikcrtäter wieder strenger: 

Weiterhin sollte kein Täter mehr in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen (sowie 
neuerdings auch erwachsenen Schutzbefohlenen) eingesetzt werden.39 Kleriker soll­
ten darüber hinaus und unabhängig von einer etwaigen Verjährung ihrer Tat aus­

drücklich nicht mehr in den Seelsorgedienst zurückkehren dürfen, falls dies „eine 
Gefahr fiir Minderjährige oder erwachsene Schutzbefohlene darstellt oder ein Är­
gernis hervorrufi ... ~0 Ob einer dieser beiden Ausschlussgründe vorlag, entschied 

37 DBK, Leitlinien/ 2010 (wie Anm. 6), Nr. 41. 
3
~ Ebd., Nr. 42. 

;q Vgl. DBK., Leitlinien/2013 (wie Anm. 6). Nr. 48. 

•o Ebd., Nr. 50 Satz 1. 
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nach ei11er gutachterlichen Risikoeinschätzung allerdings der Diözesanbischof. Auch 

deshalb konnten die Leitlinien/2013 eine diesbezüglich einheitliche Rechtspraxis in 
den deutschen (Erz-)Diözesen nicht gewährleisten. 

Hinzu kam: In allen Fassungen seit 2002 waren die „Leitlinien" der DBK rechtlich 
stets unverbindlich und sollten nur als Grundlage für die von den Diözesanbischöfen 
jeweils für ihre (Erz-)Bistümer zu erlassenden Regelungen dicnen.41 Die Bischöfe 

konnten die „Leitlinien'' daher immer nach eigenem Em,esscn an die von ihnen fest­

gestellten Erfordernisse ihrer Diözesen anpassen bzw. entsprechend modifiziert an­
wenden.42 Auf die Möglichkeit, die „Leitlinien" mit recognirio der Kongregation für 

Glaubenslehre zu einem für alle Diözesanbischöfe bindenden Partikulargesetz zu 
machen, hat die DBK seit 2011 wiederholt verzicbtet.43 Erst im Herbst 2019 haben 
sich die deutschen Diözesanbischöfe darauf verständigt, anstelle der bisherigen 

„Leitlinien" in ihren jeweiligen (Er.t-)Diözesen eine gemeinsame ,.Ordnung fiir den 
Umgang mit sexuellem i'vlissbrauch Mincilerjähriger und schu12- oder hilfebedürfti­

ger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst" 
als PanikulargeseLZ in Krall zu setzcn-1-1 und so im Gebiet der DBK eine weitest ge­
bend einheitliche Rechtslage zu schafTen.45 

•• Vgl. DBK, Lcillinien/2010 (wie Anm. 6). Nr. 1 sowie DBK. Leitlinien/2013 (wie Anm. 6), 
Nr. 1 und ähnlich DBK. Leillinien/2002 (wie Anm. 6). S. 182. 

•? Vgl. HALLER~1ANN. Anzeige (wie Anm. 6), S. 150. Der Bischof von Ro11enburg-Stu11gan 
etwa hat eine solche Modifikation regelmäßig vorgenommen: Schon 2002 vcröfTentlichte er 
zusammen mit den DBK-Leitlinien im diözesanen Amtsblall eigene .. Regularien zum Vor­
gehen ~i sexuellem Missbrauch Minderjähriger in der Diözese Roncnburg-Stungan"; 2010 
und 20 13 folgten jeweilige Erklärungen zur Umse1zung der DBK-Lcitlinien in seiner Diöze­
se. Damit führte er anstelle der Ansprechpersonen i. S. der DBK-Lcitlinien eine „Kommis­
sion sexueller Missbrauch" ein bzw. hielt an diesem Modell fest. Vgl. dazu ausführlich 
ANUTH, Bernhard Sven. Die Rollenburgcr „Kommission sexueller Missbrauch". Eine diöze­
sane Umsetzung der Dt:utscben Bischofskonferenz. in: DPM 23 (2016), S. 9-49. 

•3 Die Kongregation für die Glaubenslehre hatte 2011 eigens darauf hingewiesen, dass Bi­
schofskonferenzen bei den zuständigen Dikastcrien der Römischen Kurie um eine recogni­
rio billen könm.:n, um aus ihren Leitlinien für alle Diözesanbischöfe im Konferenzgebiet 
.,verbindliche Normen" zu machen: vgl. C DOCFID. Rundschreiben v. 3.11.2011, in: 
AAS 103 (2011 ). S. 406-412; hier S. 410 (dt. in: OR dt. 41 [2011) Nr. 20 v. 20.5.2011, 
S. 14f.; hier S. 14). Die DBK bat von diest:r Möglichkeit weder für ihre Leitlinien/2013 (wie 
Anm. 6) noch für die al,,.-ruelle ( lntervemions-)Ordnung von 2020/22 (wie Anm. 8) Gebrauch 
gemacht. 

" Der Ständige Rat der DBK hat am 18.11.2019 erstmals eine von den Diözesanbischöfen in 
ihren (Erz-)Diözeseo einheitlich in Kraft zu setzende „Ordnung mr den Umgang mit sexuel­
lem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebcdürfliger Erwachsener durch Kleri­
ker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst (Interventionsordnung)" beschlossen 
(vgl. Anm. 8), welche dann „am 23. Januar 2022 an kirchenrechtliche Neuregelungen ange­
passt" wurde (Bischof von Ronenburg-Stuugan. Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch ~lindcrj:lhriger und schutz- oder· bilfcbcdürfüger Erwachsener durch Kleriker 
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2 Strengere Maßstäbe nach der DBK-Ordnung von 2020/22 

Mil ihrer seit 2020 geltenden und 2022 nur geringfügig aktualisierten „(Interventions-) 
Ordnung"46 legen die deutschen Diözesanbischöfe für die weitere Verwendung von 
Missbrauchstätern deutlich strengere Maßstäbe an als bisher in den „Leitlinien", denn: 
„Täter, die nach Nr. 2 a), 2 b) oder 2 c) [der Ordnung] verurteilt wurden, werden nichl 
in der Arbeit mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
kirchlichen Bereich eingesetzt. Bei Tätern, bei denen nachgewiesene Handlungen nach 
Nr. 2 d) vorliegen, wird im Einzelfall über den weiteren Einsatz entschieden."~7 

Auf dieser Rechtsgrundlage darf generell nicht mehr einschlägig eingesetzt werden, wer 
nach staatlichem Recht für „Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils 
des Strafgesetzbuches (StGB) sowie weitere sexualbezogene Straftaten" (Nr. 2a), also 
v. a. wegen einer Strallrat gegen die sexuelle Selbstbestimmung verurteilt wurde~8

; das­
selbe gilt für jeden, der nach kirchlichem Recht für eine Sexualstraftat an Minderjähri­
gen, Menschen mit habituell eingeschränktem Yernunftgebrauch bzw. kirchenrechtlich 
entsprechend geschützten Personen bestraft wurde oder dafür, dass er diesbezüglich 
cinschHigigcs pornographisches Material hergestellt, erworben, besessen oder verbreitet 
hat, sowie für Priester, die im Kontext einer auch nur vcnneintlichen Spendung des 
Bußsakramentes gegenüber Minderjährigen oder in ihrem Yemunftgebrauch habituell 

und sonstige Beschäftigte im ldrchlichen Dienst (Interventionsordnung), in: Aßl. Rotten­
burg-Stuttgart 66 [2022], S. 178-184; hier S. 178). 

"5 Da für die Inkraftsetzung der (lnterventions-)Ordnung die einzelnen Diözesanbischöfe zu­
ständig blieben (vgl. Anm. 43) konnte der Bischof von Rottenburg-Stuttgart schon die 2019 
beschlossene und entsprechend auch die 2022 revidierte Fassung besagter Ordnung in einer 
jeweils leicht modifizierten Fassung in Kraft setzen, die der aus seiner Sicht bewährten Pra­
xis einer verpflichtenden Beratung durch die Rottenburger „Kommission sexueller Miss­
brauch" (KsM) Rechnung trägt; die einheitlichen Mindeststandards der von den deutschen 
Bischöfen beschlossenen Ordnung bleiben dabei nach seiner Auskunft gewahrt (vgl. Bi­
schof von Rottenburg-Stuttgart, Ordnung für den Umgang mil sexuellem Missbrauch Min­
derjähriger und schutz- oder hilfcbcdürfügcr Erwachsener durch Kleriker und sonstige Be­
schäfligte im kirchlichen Dienst der Diözese Roncnburg-Smngari, in: J\81. Ronenburg­
Stuttgart 64 [2020], S. 111-1 18; hier S. 111 Anm. 2 bzw. ders., Ordnung für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener 
durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst (Interventionsordnung­
DRS), in: ABI. Rottenburg-Stuttgart 66 [2022], S. 242-248; hier S. 242 Anm. 2). 

46 Vgl. Anm. 44. 
47 DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), Nr. 51; DBK-lnterventionsordnung/2022 (wie Anm. 8), 

Nr. 51. 
48 Vgl. §§ 174-184 StGB. 
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Eingeschränkten sexuell übergriffig geworden sind bzw. diese nach einem Übergriff 
von ihrer (vermeintlichen) Sünde loszusprechen versucht haben (Nr. 2b).49 

\1/arum die DBK-Ordnung darüber hinaus Verurteilungen „nach Nr. [ ... ) 2 e)" für ein­
schlägig bält, erschliefü sich kanonistisch nicht: Besagte Nr. 2c der aktuellen (lnterven­
tions-)Ordnung verweist auf „Handlungen nach Art. 1 § la) VELM", d. h. nach dem 
Motuproprio „Vos estis lux mundi" vom 7. Mai 201950, das aber gar keine neuen Straf­
tatbestände eingeführt hat, nach denen ein Tütcr vcmrteilt werden könnte.51 Der diesbe­
zügliche Verweis ist insofern gegenstandslos. 

09 Vgl. DBK-Lnterventionsordnung/2022 (wie Anm. 8), Nr. 2b, wo kanonistisch verklausuliert 
verwiesen wird auf ,.Handlungen nach can. 1398 § 1 CIC/2021 in Verbindung mit 
Art.6SST. nach can. 1398 § 2 CIC/2021, nach can. 1385 CIC/2021 in Verbindung mit 
Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art. 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 1384 
CIC/2021, soweit sie an Minderjährigen oder an Personen. deren Ycrnunftgebrauch habitu­
ell cingeschränln ist, begangen werden:' Die Abkürzung ,,CIC/202 I" steht dabei für die von 
Papst Franziskus revidierte Fassung des kirchlichen Strafrechts (Buch VJ des CIC), die am 
8.12.2021 in Kraft getreten ist (vgl. PAPST FRA NZISKUS, Apostolische Konstitution „Pascitc 
Gregem Dei'' vom 23. Mai 2021, in: OR 161 (2021 ), Nr. 122 vom 1.6.2021, S. 2f.). Die Ab­
kürzung ,,SST' geht zurück auf PAPST JOHANNES PAUL II. , MP „Sacrarnentorum sanctitalis 
tutela" (wie Anm. 13), bezieht sich gemäß DBK-Intervcntionsordnung/2022 (wie Anm. 8), 
Anm. 7 vorliegend aber auf die aktuelle Fassung der i. V. rn. dem MP „Sacramentorum 
sanctitatis tutela" 2001 promulgierten, 2010 überarbeiteten (vgl. Anm. 13 u. 18) und aktuell 
in der Fassung vom 6.12.2021 vorliegenden „Nomiae de gravioribus delictis" (vgl. CON­
GREGA no PRO DOCTRINA FIDEi, Norrnae/2021 [ wie Anm. 18)). 

~o Vgl. PAPST FRANZISKUS, MP ,.Vos cst is lux mundi" v. 7.5.20 19, in: OR 159 (2019) Nr. 106 
v. 10.5.2019, 10; dt. in: ABI. Rottenburg-Stuttgart 63 (2019), S. 258-261. Vgl. hierzu 
RENKEN, John A., Vos estis lux 111111,di: Thc Evolution of the Churchs Response to Sexuaa 
Abuse and its Cover-up after the Vatican Summit, in: SlCan 53 (20 19), S. 627-658: OHLY, 
Christoph, Das Motu Proprio Vos es1is Im: m1111di - Perspektiven und Am11erkungen, in: 
DPM 27/28 (2020/21), S. 231-248. 

51 Vgl. bereits ANUTH. Bernhard Sven, Kirchenschutz vor Kinderschutz? Eine kirchenstraf­
und verfahrensrecbtliche Problemanzeige zum Umgang mit sexuellem Missbrauch durch 
Kleriker. in: Hilpen. Konrad u. a. (Hrsg.), Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendli­
chen im Raum von Kirche. Analysen - Bilanzienmgen - Perspektiven, Freiburg i. Br. 2020 
(= QD: 309). S. 129-146: hier S. 144f., wonach entgegen der Auskunft von SCHÜLLER, 
Thomas, ,.Ein richtig gutes Gesetz". Theologe Schüllcr lobt schärfere Kirchennormen gegen 
Missbrauch. 22.5.2019. URL: https://www.domradio.de/artikel/ein-richtig-gutcs-gesetz-theo­
loge-schuel ler-lobt-scbaerfere-kircbeonormen-gegen-m issbraueh [ eingesehen am: 25.2.2023]. 
Papst Franziskus mit dem MP „Vos estis Jux mundi" (wie Anm. 50) auch nicht einen neuen 
Straftatbestand der Vcrtuschung sexuellen Missbrauchs eingeführt hat. 

Tatsächlich regelt An .. 1 § 1 a) VELM (vgl. DBK-Interventionsordnung/2022 [wie Anm. 8), 
Nr. 2b) nur, dass die mit dem Motuproprio verfügten Verfahrensregeln zur Meldung und 
Untersucbuog von Vorwürfen u. a. anzuwenden sind auf „Straftaten gegen das sechste Ge­
bot des Dekaiogs, nämlich: 1. unter Gewalt oder Drohung oder durch Amtsmissbrauch er­
folgter Zwang. sexuelle Handlungen zu vollziehen oder zu erleiden; II. der Vollzug sexuel­
ler Handlungen mit einer minderjährigen oder mit einer schutzbedürftigen Person; 1 LI. die 
Herstellung. die Darbietung. der Besitz oder die Verbreitung von kinderpomografischem 
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Einen Ermessensspielraum bezüglich des Wiedereinsatzes in der Arbeit mit Minderjäh­

rigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im ki rchlichen Bereich räumt die 

(b1terventions-)Ordnung von 2020/22 dem Diözesanbischof nur für jene Täter ein, ,,bei 

denen nachgewiesene Handlungen nach Nr. 2 d) vorliegen", d. b. bei denen, ,,die im 

pastoralen oder erzieherischen sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden Um­

gang mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen eine scxualbe­

zogene Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen Übergri(f" begangen haben, der 
aber „unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit" lag. 52 

Der pauschale Ausschluss einschlägig vemrteilter Missbrauchstäter von „der Arbeit mit 

Minderjährigen und schutz- oder hi lfebedürftigen Erwachsenen im kirchlichen Be­

reich"53 bedeutet gemäß der (lnterventions-)Ordnung von 2020/22 für in der Seelsorge 

Tätige bei näherer Betrachnmg einen Totalausschluss von jedwedem Seelsorgeeinsatz, 

der einem faktischen Berufsverbot nahekommt. Denn nach derselben Ordnung gelten 

als schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene nicht nur Schutzbefohlene i. S. v. § 225 

Abs. 1 StGB. sondern auch Personen, ,,die einem besonderen Macht- und/oder Abhän­

gigkeitsverhältnis untenvorfen sind", wobei ein „solches besonderes Macht- und/oder 

Abhängigkeitsverhältnis [ .. . ] auch im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder entste­

hen [kannj."
54 

Nach diesem in allen deutschen (Erz-)Diözesen einheitlich geltenden 

Wortlaut der Interventionsordnung dürfen kirchlich und/oder staatlich verurteilte Täter 

a lso gar nicht mehr mit Seelsorgeaufgaben betraut werden, weil in der Pastoral jederzeit 

einschlägige Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnisse cntstehe'll können. Damit ist 

partikularkirchenrechtlich jeder weitere Einsatz einschlägig verurteilter Täter in der 
Seelsorge ausgeschlossen. 

Material auch auftelematischcm Weg sowie die Anwerbung oder Verleitung einer minder­
jährigen oder schutzbedürftigen Person, an pornografischen Darbietungen tei lzunehmen." 
Die Strafbarkeit dieser Taten nach kirchlichem Recht resultiert jedoch nicbt aus dem MP 
„Vos estis Jux mundi'' (wie Anm. 50), sondern aktuell aus cc. 1395 § 3 und 1398 CICi2021 
und bis zur Revision des kirchlichen Strafrechts im Jahr 2021 (vgl. Anm. 49) zumindest 
teilweise aus c. 1395 § 2 ClCII 983 i. V. m. Art. 6 § 1 Norniae/2010 (wie Anm. 18). Wo 
heutige Straftatbestä11de bei Inkrafttreten von VELM 2019 kirchenrecht lich noch nicht a ls 
solche definiert waren, wie etwa der sexuelle Übergriff eines Klerikers unter Missbrauch 
seiner Autorität (c. 1395 § 3 CIC/2021 ; vgl. Art. 1 § 1 a I VELM) oder die Verführung bzw. 
Verleitung von Minderjährigen, in ihrem Vemunftgebrauch habituell eingeschränkten oder 
rechtlich entsprechend geschützten Personen zur TeilDahme an echten oder simulierten por­
nographischen Darstellungen (c. 1398 § 1 n. 2 CIC/2021: vgl. Art. 1 § 1 a III VELM), han­
delte es sich entgegen der Auskunft von VELM formal (noch) nicht um Straftraten i. S. des 
kanonischen Rechts. 

52 
Vgl. DBK-lntervcntionsordnung/2022 (wie AJ1m. 8), Nr. 51 i. V. m. Nr. 2d. 

53 
DBK-Ordnung/2020 (wie Amn. 8), Nr. 51 ; DBK-lnterventionsordnuog/2022 (wie Anm. 8), 
Nr. 51. 

54 
DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), Nr. 3; DBK-Lmerventionsordnung/2022 (wie Anm. 8), 
Nr. 3. 
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Nur wenn Missbrauchstäter weder nach staatlichem noch nach kirchlichem Recht für 

ihre Tat verurteilt wurden, dürfen sie nach der geltenden Interven tionsordnung aus­
nahmsweise in der Seelsorge eingesetzt werden. Dabei steht ein Strafbefehl, gegen den 
„nicht rechtzeitig Einspruch erhoben worden ist, [ ... ] einem rechtskräftigen Urteil 
gleich" (§ 410 Abs. 3 StPO}55

, und auch ki rchenrechtl ich gilt eine auf dem Vcrwal­

timgsweg verhängte Strafe als gleichrangig mit der Sprui;hstrafe eines kirchl ichen Ge­

richts.56 D. h.: Wer kirchlich oder staatlich rechtswirksam für eine einschlägige Miss­
brauchstat bestraft wurde. darf im Gebiet der DBK nicht mehr in der !Pastoral eingesetzt 

werden. Darüber hinaus erklären die deutschen Diözesanbischöfe in Nr. 52 ihrer Inter­
ventionsordnung auch den Seelsorgceinsatz dann für ,.grundsätzlich ausgesch lossen", 
wenn ein nicht verurteilter Täter „Handlungen nach den Nm. 2 a), 2 b) oder 2 c) began­
gen hat": sie ermöglichen aber zugleich „unter Berücksichtigung dc:r Schwere der Tat 

und der Folgen für den Betroffenen [ ... ) im Ausnahmefall die Zuweisung eines Seel­
sorgcdicnstes [ ... ), wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr für Minderjährige oder 
schutz- oder hilfebedli rflige Erwachsene darstellt und der Einsatz kein Ärgernis hcrvor­
ruft."57 In diesem Fall hat der Ordinarius vor der Entscheidung über den Wiedereinsatz 

ein forensisch-psychiatrisches Gutachten über den Täter einzuholen und zu „berücksich­
tigen, ob eine aktive Verantwortungsübernahme durch den Täter vorliegt": Täter mit 
einer behandelbaren psychischen Störung sollen zudem eine Therapie machen.58 

Die Einhaltung etwaiger Auflagen und Beschränkungen von Missbrauchstätern sicher­

zustellen. is t - wie schon nach den Leitlinien/2013 - weiterhin Sache des zuständigen 

,~ Vgl. bereits o. Anm. 17. 

si. Vgl. hierzu gnmdlegend AL TIIAUS. Rüdiger, Sivc procedura iudicialis sive administrativa. 

s-

Zwei gleichwertige Alternativen der kirchlichen Strafverhängung?. in: Ders.: Ochmcn­
Vieregge. Rose!: Olschewski, Jilrgen (Hrsg.). Aktuelle Beiträge wm Kirchenrecht. FS Hein­
rich J. F. Reinhard, Frankfurt 2002 (= AIC: 24). S. 31-54; ÜIILY. Christoph. Dckretverfah­
ren versus Gerichtsweg - Sanktionsrcchtliche Erwägungen zu einer kodikarischcn Alterna­
tive. in: Pulte. Matthias (Hrsg.). Tenden1en der kirchlichen Strafrechtsentwicklung. Pader­
born 2017 (= KStKR: 25). S. 61-80. 

DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), Nr. 52: DBK-lnterventionsordnung/2022 (wie Anm. 8). 
Nr. 52. Vor einem solchen ausnahmsweisen Wiedereinsatz müssen alle von der jeweil igen 
Betroffenen die Gelegenheit erhalten, sich zu dem geplanten Einsatz in der Seelsorge 7.U äu­
ßern (vgl. cbd.). 

i~ Vgl. DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), Nr. 52: DBK-lntervcntionsordnung/2022 (wie 
Anm. 8). Nr. 52. Bei nachgewiesenen sexuellen Übergriffen unterhalb der Schwelle zur 
Strafbarkei t (vgl. Nr. 2d der Ordnung) ist ein Wiedereinsatz in der Seelsorge bzw. die Fort­
se12ung eines Seelsorgedienstes nicht grundsätzlich ausgeschlossen. darf gemäß Nr. 52 der 
Interventionsordnung aber nur unter !ihn lieben Bedingungen erfolgen (v. a. keine Gefahr ft.ir 
Minderjährige oder schutz- oder hilfebedOrftigc Erwachsene, kein Ärgernis). Ein forensisch­
psychiatrisches Gutachten kann 7.Ur Risikoabsch11tzung eingeholt werden. ist in diesen F111-
lcn jedoch nicht verpflichtend. 
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Ordinarius.59 \Vechseln kirchliche Beschäftigte, die Taten nach Nm. 2a-c der Interven­

tionsordnung begangen haben, ihre:n Dienstgeber:in bzw. die Stelle, muss der:die bishe­

rige Dienstgcber:in bzw. -vorgesetzte den jeweils neuen schrifilich .,über die besondere 

Problematik und eventuelle Auflagen unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften" 

infonnieren, unabhängig davon, ob die jeweilige Tat strafrechtlich geahndet wurde.60 

\Verden Kleriker oder Ordensangehörige in eine andere Diözese versetzt oder verlegen 

ihren \Vohnsitz dorthin. muss der jurisdiktionell künftig zuständige Diözesanbischof 

bzw. Ordensobere entsprechend infom1iert werden.61 

3 Konsequenzen 

Durch die partikularkirchenrechtliche lnkraftset7.ung ihrer (lnterventions-)Ordnung ho­

ben sich die deutschen Diözesanbischöfe schon 2020 und erneut 2022 verpflichtet, Kle­

riker und andere kirchlich Beschäftigte, die aufgrund einer nach kirchlichem und/oder 

5
? Vgl. DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), Nr. 53: DBK-Interventionsordnung/202:2 (wie 

Anm. 8), Nr. 53 sowie zur cmsprcchendcn Nr. 51 der DßK, Lcitlinien/2013 (wie Anm. 6) 
bereits Anm. 36. - Schon 2019 hatte der ErLbischof von München und Freising zur Konkre­
tisierung seiner Pnicht nach den DBK, Lcitlinien/2013 (wie Anm. 6), 'r. 51 eine „Füh­
rungsaufsicht" für alle Kleriker cingefühn, die nls Missbrauchstäler strafweise die mit ihrer 
Weihe verbundenen Befugnisse nicht mehr ausüben dürfen (vgl. Erzbischof von München 
und Freising. Dekret v. 31. Mai 2019. in: ABI. München (2019). S. 235-237 [Nr. 83)). Fllr 
das Bistum Aachen hat der dortige Generalvikar Ende 2020 eine .,Regelung zur Begleitung 
und ÜberprUfung von Geistlichen[,] die auOallig geworden sind. die ein monitum und / oder 
Au0agen erhalten haben"'. veröffentlicht (in: ABI. Aachen 90 [2020], S. 17lf.); diese wurde 
zum 1.6.202 1 abgelöst durch die „Regelung im Bistum Aachen zur Begleitung von Geistli­
chen, die ein monitum und! ggf. damit verbundene Au0agen erhalten haben". in: ABI. 
Aachen 91 (2021 ). S. l l 7f. 11111 Erzbistum Köln gilt seit dem 1.7.202 1 eine eigene „Ordnung 
[ ... ] über die Wahrnehmung der Aufsicht- und Fürsorgep0icht für Kleriker, die infolge der 
,Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hil­
febedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Bcschäfligte im kirchlichen Dienst' 
mit Auflagen belegt sind", in: ABI. Köln 161 (2021). S. 118. F!ir das Bistum Limburg hat 
der dort zuständige Bischof BätZing zum 1.6.2022 eine „Ordnung für eine nacl1haltige 
ROekfallprtivention" in Kraft gesetzt (in: ABI. Limburg [2022), S. 595f.). nach der explizit 
alle Personen professionell begleitet werden sollen. ,.die als Täter oder Beschuldigte sexua­
lisierter Gewalt im kirchlichen Kontext festgestellt wurden" (Abs. 1 ). 

60 Vgl. DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. S). Nr. 55; DBK-lmervcntionsordoung/2022 (wie 
Anm. 8), Nr. 55. 

61 Vgl. ebd., wobei die Interventionsordnung ausdr0cklieh vorgibt. gleiches gelte .. gegen0ber 
einem neuen kirchlichen Dienstgeber bzw. Dienstvorgesetzten und auch dann. wenn der se­
xuelle Missbrauch nach Versetzung bzw. Verlegung des Wohnsitzes sowie nach dem Ein­
triu in den Ruhestand bekannt wird•' (ebd.). Der Erhalt dieser lnformation muss sclurifilich 
bestätigt und dokumentien werden. wobei die informationspnichtige kirchliche Stelle den 
emsprechenden Nachweis filhren muss (vgl. ebd.). 
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staatlichem Recht einschlägigen Sexualstraftat zum Nachteil von Minderjiihrigcn oder 
erwachsenen Schutzbefohlenen verurteilt wurden, nicht mehr in der Seelsorge einzuset­
zen. Zugleich dilrfen auch all jene, die eine solche Tat begangen haben, ohne dafür -
aus welchem Grund auch immer62 

- strafrechtlich belangt worden zu sein, nur noch 
ausnahmsweise und selbst dann nur unter strengen Auflagen wieder im Seclsorgedienst 
eingesetzt werden.63 

Der pauschale Ausschluss einschlägig verurteilter Missbrauchstäter von „der Arbeit mit 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im kirchlichen Bc­
reich"6-I bedeutet nach der (lntcrventions-)Ordnung von 2020/22 für die Täter ein fakti­
sches Berufsverbot als Seelsorger.65 Dass jemand infolge einer begangenen (Straf-)Tat 
ggf. seinen bisherigen Beruf nicht mehr ausüben darf, ist dabei nicht allzu bemerkens­
wert. Auch das staatliche Recht kennt solche Berufsverbote. die dort entweder von ei­
nem Strafgericht angeordnet oder für Angehörige bestimmter Berufsgruppen nach den 
für diese geltenden Gesetzen oder bcrufsrechtlichen Ordnungcn66 verfügt werden. Für 
ein strafgerichtlicbes Berufsverbot muss die begangene Tat in einem inneren Zusam­
menhang mit dem vom Täter ausgeübten Beruf bzw. Gewerbe stehcn67

; bei Angehöri­
gen der sog. freien Berufe können auch berufsunabhängig begangene Straftaten zu ei-

•6l Nach Nr. 52 der DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8) sowie der aktuellen DBK-lnter-
ventionsordnung/2022 (wie Anm. 8) ist es für die vor einem Wiedereinsatz in der Pastoral 
anzuwendenden Maßnahmen .. unerheblich, ob die Tat verjährt ist": die DBK hält es dem­
nach offenbar für realistisch, dass die Verfolgung einer im vorliegenden Sinn einschlägigen 
Straftat auch aus anderen Gründen ggf. nicht möglich ist. 

63 Vgl. hierzu bereits o. Anm. 57f. 

6J DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8). Nr. 51: DßK-ln1crven1ionsordnung/2022 (wie Anm. 8). 
Nr. 51. 

6s Vgl. zur Begründung o. unter 2. 
66 Vgl. hierzu grundlegend ßRANDSTETTER. Amulf, Der Erlaß von Benifsordnungcn durch die 

Kammern der freien Berufe, Berlin 1971 (= SÖR: 147). 
67 Vgl. § 70 Abs. 1 StGB. Demnach setzt die Anordnung eines Berufsverbots voraus, dass 

.jemand wegen einer rechtswidrigen Tat. die er unter Missbrauch seines Benifs oder Ge­
werbes oder unter grober VerleLzung der mil ihnen verbundenen Pllichten begangen hat, 
verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt. weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht 
auszuschließen ist", und zugleich .,die Gesamtwürdigung des Täters und der Tat die Gefahr 
erkennen lässt. dass er bei weiterer Aus0bung des Berufs. Berufszweiges, Gewerbes oder 
Gewerbezweiges erhebliche rechtswidrige Taten der bezeichneten Art begehen wird." Ein 
Bcrnfsvcrbot wird gemäß § 70 Abs. 1 StGB in der Regel nur befristet für die Dauer von ei­
nem Jahr bis zu fünf Jahren und nur im begründeten Ausnahmefall .,für immer" angeordnet: 
es iSt dabei weder haupt- noch nebensächlich selbst eine Strafe, sondern dient der Pr1lventi­
on. Vgl. hierzu ausführlich VALERJUS, Brian, Kommentar zu § 70 StGB. in: Cirener, Gab­
riele u. a. (Hrsg.). Strafgesetzbuch. Leipziger Kommentar. Bd. 6, Berlin: Boston 132020. 
S. 200-237 sowie WEDEKIKD, Volker E., Die Reform des strafrechtlichen Berufsverbots 
(§§ 70-70b StGB). Tübingen 2006. URL: http://hdl.han<llc.net/l 0900/43717 [eingesehen 
am: 25.2.2023]. 
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nem Berufsverbot führen, entweder als Konsequenz aus dem Verlust der Amtsfähig­

keit68 oder infolge eines Verhaltens, durch das sich jemand sich als unzuverlässig oder 

unwürdig zur Ausübung des Berufs erwiesen hat.69 Aus welchem Verhalten s ich dabei 

konkret die Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit ergibt, beurteilt im Einzelfall die zu­

ständige Bebörde.70 Gemeinsam ist den Berufsverboten nach staatlichem Recht, dass es 

sich stels um Einzelfallentscheidungen handelt, bei denen ggf. auch konkrete Umstände 

einer Tat gewürdigt werden können. Die deutschen Diözesanbischöfe haben sich in ih-

68 Für die strafrechtlichen Voraussetzungen des Verlusts der Amtsfähigkeit vgl. § 45 Abs. 1 
StGB. Wo jemand „infolge strafgcrichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öf­
fentlicher Ämter verloren hat" ist z.B. die Zulassung als Rechtsanwalt (§ 14 Abs. 2 Nr. 2 
Bundcsrechtsanwaltsordnung) oder die öffentliche Bestellung zum Wirtschaftsprüfer zu wi­
derrufen (§ 20 Abs. 2 Nr. 2 Wirtschaftsprüferordnung), ohne die der betreffende Beruf nicht 
ausgeübt werden kann. Für welches konkrete Verbrechen jemand verurteilt wurde. spielt 
dabei für den Widerruf von Zulassung oder Bestellung keine Rolle. 

69 So dürfen sich z. B. Psychothcrapeut:innen zum Erhalt und Behalt ihrer Approbation „nicht 
eines Verhaltens schuldig gemacht [ ... haben], aus dem sich die Unwürdigkeit oder Unzu­
verlässigkeit zur Ausübung des Berufs ergibt" (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 5 Abs. 2 Nr. 1 
Psychotherapeutengesetz v. 15.11.2019 (BGBI. 1 S. 1604), zuletzt geändert am 19.5.2020 
(BGBI. 1 S. 1018). Entsprechendes gilt für Ärzt:innen (vgl. § 3 Abs. 1 Satz Nr. 2 i. V. m. 
(§ 5 Abs. 2 Satz I Bundesärzteordnung). 

70 Vgl. z.B. ROMPF, Thomas, Kommentar zu § 5 BÄO, in: Prütting, Dorothea (Hrsg.), Medi­
zinrecht. Kommentar, Hürth 62022, Rn. 7-9a. Die Approbationsbehörde darf dabei Erkennt­
nisse aus einem Strafverfahren eigensl<'indig würdigen und die Approbation auch dann ent­
ziehen, wenn ein Strafgericht zuvor von der Verhängung eines Benifsverbot gemäß § 70 
StGB abgesehen hatte (vgl. ebd. Rn. 10 u. I0a). Für einen Vergleich des strafrechtlichen Be­
rufsverbots mit dem Widcm1f der ärztlichen Approbation vgl. KANGARANI, Ehsan; HAMPE, 
Dennis, Das Berufsverbot des§ 70 Abs. 1 StGB in einem Vergleich zu dem Entzug der Ap­
probation nach§ 5 BÄO, in: Medizinrecht 32 (2014), S. 797-803; hier S. 798, sowie für ei­
nen Überblick über die Judikatur zum Widerruf der Approbation als Arzt/Ärztin STOLL­
MANN, Frank, Widerruf und Ruhen von Approbationen, Anordnung sofortiger Vollziehung 
- ein Rechtsprechungsbericht, in: Medizinrecht 28 (2010), S. 682-689. Vgl. aus der jünge­
ren Rechtsprechung zudem etwa VGH MÜNCI fEN, Beschluss v. 24.3.2021 - 21 ZB 18.2289. 
URL: https://www .geselze-bayem.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2021-N-61 
0J?hl=truc [eingesehen am: 25.2.2023]. Demnach kann der von einem Arzt auch ohne Zu­
sammenhang mit seiner beruflichen Tätigkeit begangene sexuelle Missbrauch eines Kindes 
ihn für die weitere Ausübung des Arztberufs unwürdig machen und die Approbationsbehör­
dc deshalb die Approbation widerrufen, auch wenn das Strafgericht zuvor kein Berufsverbot 
gemäß § 70 Abs. 1 StGB als Maßregel der Besserung und Sicherung angeordnet hatte. - Mit 
ähnlichen Konsequenzen wie bei der Approbation von Psychotherapeutinnen und 
Ärzt:innen (vgl. Anm. 69) wird etwa auch die Erlaubnis zur Fühnmg der Berufsbezeichnung 
,,1 lcbamme" nicht erteilt bzw. widerrufen, wenn sich jemand vcrhaltcnsbcdingt als unzuver­
lässig oder unwürdig zur Ausübung dieses Berufs erwiesen hat (vgl.§ 3 Abs. 1 i. V. m. § 5 
Abs. 2 Nr. 2 u. § 7 Abs. 1 Nr. 1 Hcbammcngcsetz v. 22.11.2019 [BGBI. J S. 1759], zuletzt 
gelindert am 24.2.2021 [BGBI. 1 S. 274]), weil sie z. B. ihre eigenen Kinder sexuell miss­
braucht hat (vgl. VGI-I MÜNCHEN, Beschluss v. 21.1.2020 - 2 IC 19.439. URL: https://www. 
gesetze-bayem.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2020-N-I 246 [ eingesehen am: 
25.2.2023]). 
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rer aktuellen (lntcrventions-)Ordnung hingegen pauschal verpflichtet, einen nach kirch­
lichem und/oder staatlichem Recht einschlägig veruneilten Seelsorger niemals wieder 

in der Pastoral einzusetzen. Dies kann nur als das klare Signal verstanden werden, 
dass der Schutz von Minderjährigen u.nd erwachsenen Schutzbefohlenen in deutschen 
(Erz-)Diözesen fonan alleinige Priorität haben soll und die Bischöfe im Sinne einer 
konsequenten Becro11enenorientierung generell ausschließen wollen. dass 11.1nter ihrer 
Verantwonung vcruneiltc Täter jemals wieder in pastorale (Macht-)Positionen kom­
men. in denen von ihnen die Gefahr sexueller Gewalt ausgehen könnte. 

4 Würdigung 

Partikularkirchenrechclich trifft Kleriker und alle anderen in der Pastoral Tätigen, die 
siaatlich oder kirchlich einmal als Missbrauchstäter veruneilt wurden oder werden, 
durch die in der lnterventionsordnung von 2020/22 verfügte Selbstverpflichtung der 
deutschen Bischöfe, solche Täter nicht mehr in der Pastoral einzusetzen, faktisch eine 
Art lebenslanges Berufsvcrbot.71 \Vei l dies laut Interventionsordnung nur einen spezial­
präventiven Zweck hat und nicht eine nachträglich verhängte (Neben-)Strafe ist72, triffi 
die Entscheidung der Bischöfe, veruneilte Missbrauchstäter nicht mehr in der Pastoral 
einzusetzen. auch alle nach den bisherigen „Leitlinien" ggf. durchaus rechtskonfonn 
wieder in der Seelsorge Tätigen. Denn die Interventionsordnung formuliert eindeutig 
und ausnahmslos: ,,Täter, die [ ... ] vcruncilt wurden. werden nicht [ ... ] eingesctzt."73 

71 Nach Nr. 51 der DBK-Ordnung,'2020 (wie Anm. 8) sowie der DBK-lntcrvcntions­
ordnung/2022 (wie Anm. 8) sind einschlägig verurteilte Missbr:iuchstäter pauschal von „der 
Arbeit mit Minderjährigen und scbutz- oder hilfebedürftigen Erwnchsenen im kirchlichen 
Bereich"' ausgeschlossen. Dabei gelten als schu12- oder hilfebedürftige Erwac'l1sene nicht 
nur Schutzbefohlene.: i. S. v. § 225 Abs. 1 StGB, sondern auch Personen, ,.die einem beson­
deren Macht- und/oder Abh!ingigkeitsverhältnis unterworfen sind .. , wobei ein „solches be­
sonderes Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis( ... ] auch im seelsorglichen Kontext ge­
geben sein oder entstehen·· kann (DBK-Ordnung/2020 [wie Anm. 8). Nr. 3: OBK­
lntervemionsordnung,'2022 [wie Anm. 8], Nr. 3). Weil in der Pastoral also jederzeit ein­
schlägige Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnisse entstehen können, dürfen kirchlich 
und/oder staatlich verurteilte Täter generell nicht mehr mit Seelsorgeaufgaben betraut wer­
den. Vgl. hierzu bereits o. unter 2. 

7
~ Dies wäre ein Verstoß gegen den auch im kirchlichen Strafrecht gehenden Grurtdsatz, dass 

bei einer erst nach Tatbegehung erlassenen SLrafverschärfung das für den Täter günstigere 
Gesetz anzuwenden ist (c. 1313 § 1 CIC). Kirchliche Strafgesetze sind zudem ausdrücklich 
eng auszulegen (c. 18 CIC). 

73 DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8). Nr. 51: DBK-lnterventionsordnung/2022 (\\,je Anm. 8), 
Nr. 51. 
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Die von sexueller Gewalt durch Kleriker Betroffenen und mit ihnen alle Gläubigen dür­

fen deshalb erwarten, dass die Bischöfe solche Täter nun konsequent aus der Pastoral 
abziehen und ihnen künftig keine pastoralen Tätigkeiten mehr zuweisen. 

Im Bistum Trier konnten Missbrauchstäter - wie eingangs zitiert - lange ohne angemes­
sene Information der an ihren neuen Einsatzorten Verantwortlichen und damit faktisch 

unbeaufsichtigt weiterhin als Seelsorger tätig sein. Zudem hat eine Recherche des 
Westdeutschen Rundfunks (\VOR) noch im Frühjahr 2022 gezeigt, dass es in den meis­
ten deutschen (Erz-)Bistümern trotz einer seit den DBK-Leitlinien/2010 bestehenden 

Aufsichtspflicht74 kaum effektive Kontrollen verurteilter bzw. mit Beschränkungen oder 
Auflagen belegter Missbrauchstäter gab.75 Wie ernst es die deutschen Bischöfe mit ihrer 
nun in der Interventionsordnung normativ bekundeten BetrofTcnenorientierung tatsäch­

lich meinen. darf und muss deshalb ebenfalls kritisch beobachtet werden. Gläubige 
müssen dabei nicht warten, bis wieder Journalistinnen in den Ordinariaten anfragen. 
Sie dürfen von ihren Bischöfen auch selbst die Auskunft erbitten, ob und ggf. warum 

Missbrauchstäter in ihrer (Erz-)Diözese weiter in der Seelsorge eingesetzt sind. An der 
Antwort ihres Bischofs werden sie ablesen können, wie gut er sein eigenes Gesetz kennt 
bzw. wie konsequent er es anwenden will: Sobald er täterbezogene Gesichtspunkte gel­

tend macht, also etwa von Resozialisiernng spricht oder mit dem unterschiedlichen 
Schweregrad begangener Taten argumentiert 76, unterläuft er die klare Vorgabe der aktu­

ellen Interventionsordnung. 

Möglicherweise war bei deren Verabschiedung im Ständigen Rat der DBK und bei ihrer 
anschließenden Umsetzung in eigenes Partikularrecht nicht allen Diözesanbischöfen 

1
~ Vgl. DBK, Leitlioien/2010 (wie Anm. 6), Nr. 45; DBK, Lcitlinicn/2013 (wie Anm. 6), 

Nr. 51. 
75 Vgl. Z OHLKE, Christina, Kaum Kontrolle von Missbrauchstätern. 7.3.2022. URL: 

hnps://www 1. wdr.dc/nachrichten/missbrauch-kirche-taeter-komrolle- I 00.html [ eingesehen 
am: 25.2.2023] bzw. den Radiobericht „Missbrauchstäter in Bistümern: Kaum Kontrolle" 
v. 7.3.2022. URL: https://www l .wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-morgenecho-interview 
/audio-missbrauchstaeter-in-bistuemem-kaum-kontrollc-100.html [ eingesehen am: 25.2.2023). 
Zu den wenigen seit 2019 erlassenen Ordnungen zur Etablierung einer Fühnmgsaufsicht 
bzw. einer Beglcinmg und Überprüfung von einschlägig beschuldigten KJerikern vgl. bereits 
Anm. 59. 

76 Vgl. entsprechend etwa die veröffentlichte Ausk'Unft, vier beschuldigte Diözesanpriester 
hätten „solche Taten begangen. dass sie in einer nicht-leitenden Stelle in einem pastoralen 
Dienst Uilig sein und Aufgaben wahrnehmen können, die von der Bestrafung und Begutach­
tung ihrer Taten her möglich sind". so Bischöfliches Ordinariat der Diözese Rottenburg­
Stuttgart (Hrsg.), Aktuelle Informationen zur AutlJiirung und Aufarbeitung der fälle sexuel­
len Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (DRS) durch die 2002/2003 gegründe­
te bzw. arbeitende weisungsunabhängige Kommission sexuellen Missbrauchs (KsM) sowie 
zur Prävcntionsarbeit (Stand: 1.8.2022). URL: hups://praevention-missbrauch.drs.de/file 
admin/user _files/259/AulkJaerung_Aufarbeitung_lnfo-DRS_Stand_ 12_09 _2022.pdf [einge­
sehen am: 25.2.2023], S. 10. 
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klar, dass sie damit den pastoralen \Viedereinsatz verurteilter Missbrauchstäter generell 
und absolut ausschlossen. Zumindest vereinzelt haben Bischöfe jedenfalls noch im 
Sommer 2022 ganz selbstverständlich von der fortdauernden Verwendung verurteilter 
Täter berichtet, wenn auch mit Auflagen und nicht in leitender Funktion.77 Will ein Di­
özesanbischof allerdings in Kenntnis der geltenden Rechtslage diese nicht umsetzen, 
sollte er so ehrlich sein, dies ofTcn zu sagen. Konsequenterweise sollte er sich dann zu­
gleich für eine entsprechende Änderung der Interventionsordnung einsetzen78 und/oder 
sein von deren Wortlaut abweichendes Verständnis durch eine authentische, d. h. ver­
bindliche Interpretation feststellen ( c. 16 §§ 1 f. CIC). Zwar ist ein Diözesanbischof kir­
chenrechtlich nicht verpflichtet. sich an seine eigenen Gesetze zu halten. Der Glaub­
würdigkeit der Kirche im Umgang mit sexuellem Missbrauch durch Kleriker erweist 
jedoch einen Bärendienst, wer sich mit der Bischofskonferenz zu einer entschiedenen 
Orientierung an den BetrofTencn bekennt, im Umgang mit Klerikcrtätern im eigenen 
Verantwortungsbereich dann aber doch und wieder aus mitbrüderlicher Rücksicht die 
gesetzlich betonte Strenge in der praktischen Anwendung unterläuft. 

77 Vgl. z. B. für die Diözese Rottenburg-Stuttgart ebd .. S. l 0-12. 
78 Hierzu bestünde auf Ebene der DBK Gelegenheit im Rahmen der nach fünf Jahren regulär 

vorgesehenen Evaluation der fntcrventionsordnung. vgl. DBK-Ordnung/2020 (wie Anm. 8), 
Nr. 62: DBK-lnterventionsordnung/2022 (wie Anm. 8), Nr. 62 i. V. rn. Nr. 62a. 




